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Richtlinie 

zum Thüringer Konsolidierungsfonds für kleine und mittlere Unternehmen 

1 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage 

Auf der Grundlage der§§ 23, 44 der Thüringer Landeshaushaltsordnung (ThürLHO), der§§ 49, 49 a des 
Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetzes, der zurzeit in Thüringen geltenden Verwaltungsvorschriften 
zu §§ 23, 44 ThürLHO sowie des Haushaltsgesetzes in der jeweils gültigen Fassung gewährt die Thürin­
ger Aufbaubank (TAB) im Auftrag des Thüringer Ministeriums für Wirtschaft, Wissenschaft und Digitale 
Gesellschaft (TMWWDG) Darlehen zur Konsolidierung an struktur- und mittelstandspolitisch bedeutsame 
Unternehmen in Thüringen, die sich in wirtschaftlichen Schwierigkeiten befinden. 

Das Programm soll zur Stärkung und Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur beitragen. Durch 
die Darlehen soll der Bestand von Unternehmen mit grundsätzlich positiven Entwicklungschancen am 
Markt auf Dauer gesichert werden und die Wettbewerbsfähigkeit vor allem der kleinen und mittleren Un­
ternehmen verbessert werden. 

2 Antragsberechtigte 

Die Darlehen werden kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) der gewerblichen Wirtschaft sowie An­
gehörigen Freier Berufe mit Sitz oder Betriebsstätte in Thüringen gewährt. 

In besonders begründeten Ausnahmefällen kann das TMWWDG in Abweichung von der Richtlinie auch 
der Gewährung von Darlehen an Großunternehmen zustimmen. 

Antragsberechtigte Freie Berufe im Sinne dieser Richtlinie sind wirtschaftsnahe Freie Berufe. 

Ein Unternehmen gilt im Sinne dieser Richtlinie als KMU, wenn es zum Zeitpunkt der Antragsentschei­
dung die Definitionsmerkmale für KMU der jeweils geltenden Empfehlung der Kommission erfüllt 1 . 

Im Sinne dieser Richtlinie befindet sich ein Unternehmen dann in wirtschaftlichen Schwierigkeiten, wenn 
es auf kurze oder mittlere Sicht so gut wie sicher zur Einstellung seiner Geschäftstätigkeiten gezwungen 
sein wird, wenn der Staat nicht eingreift. Ein Unternehmen befindet sich daher dann in wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten, wenn mindestens eine der folgenden Voraussetzungen erfüllt ist: 

- Im Falle von Gesellschaften mit beschränkter Haftung: Mehr als die Hälfte des gezeichneten Stamm­
kapitals ist infolge aufgelaufener Verluste verlorengegangen. Dies ist der Fall, wenn sich nach Abzug
der aufgelaufenen Verluste von den Rücklagen (und allen sonstigen Elementen, die im Allgemeinen
den Eigenmitteln des Unternehmens zugerechnet werden) ein kumulativer Betrag ergibt, der mehr als
der Hälfte des gezeichneten Stammkapitals entspricht.

- Im Falle von Gesellschaften, bei denen zumindest einige Gesellschafter unbeschränkt für die Schul­
den der Gesellschaft haften: Mehr als die Hälfte der in den Geschäftsbüchern ausgewiesenen Eigen­
mittel ist infolge aufgelaufener Verluste verlorengegangen.

- Unabhängig von der Rechtsform: Unternehmen, die aufgrund außergewöhnlicher und unvorherseh­
barer Umstände mit einem akuten Liquiditätsbedarf konfrontiert sind.

1 Empfehlung der EU-Kommission vom 06.05.2003 (ABI. der EU L 124/36 vom 20.05.2003) 
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